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3um »eitern SluSöau ift eine Pohrung in ooßer
®iefe ber SieSfdjicht auf ein Meter ®ur<hmeffer oorge»
fehen, mit nadjheriger ©inlaffung eines gitterrohreS non
60 unb 40 cm ®urchmeffer. ®ie neue Stnlage »irb nacfj*
ï)er mittels StoßenS mit ber beftetjenben ©runbwaffer*
faffung gu oerbinben fein, »elctje fich et»a 250 m non
ber Pohtfiefle entfernt befinbet. ®te Pohrfieße befinbet
fich am linfen (fühlten) lifer bei SGjttnbaeijeS, unmitlel
bar nörblid) ber Drtfdjaft Söß, et»a 500 m unterhalb
®ietliSmühle.

»fferaertriiii nnd liijferieffer.
(Korrefponbeng.) (@d)lujj)

4. $te - 9ht$eidjttttg ößr SBaffermeffer.
®!e Petorbnung beS PunbeSrateS nom 29. DEtober

1918 betreffenb bie amtliche Prüfung unb Stempelung
ber SBaffermeffer l>at bie meiften MeffewerEe unb SBaf»
feroerforgungen unangenehm überrafctjt. Dbwoßl drittel
25 bes PunbeSgefeheS nom 24. Quni 1909 »erfügt, baß
im §anbei unb SerEetjr nur geeiste Sßaffermeffer gur
Perroenbüng Eommen bûrfen, unb ber PunbeSrat bie

Poßmacßt erhielt, ben $eitpunEt p beftimmen, mit bem
bie ©tchpflidjt beginnen foß, ftieß bie PoUgtehungSoer»
orbnung in ^a^Ereifen unb namentlich tn ber frangöft»
fc|en Scîjwetg auf großen SSBiberftanb. SBaS man bei
ben ©aSmeffetn unb ©EeEtrigitätSgäßlem heute <*IS gang
felbftoerftänblich betrachtet, nämlich ^aß fte innert be»

ftimmten Triften regelmäßig auf bie MeßgenauigEeft
nachgeprüft »erben müffen, »ollte man bei ben SE8affer=

meffern aus »eiter unten angegebenen ©rünben nid^t
hinnehmen. ®ie Petorbnung »urbe im ©ntwurf einer
befonberen Sommiffion oorgelegt, beftehenb aus einem

Mitglleb ber elbgenöffifchen Sommiffion für Maß unb
©ewidjt, bem ©ireîfor beS eibg. 2tmte§ für Maß unb
©ewic|t/ 8»ei Periretern ber Pßafferoerforgungen unb
einem Vertreter ber gabritanten. ®iefe arbeitete einen
bereinigten ©ntwurf aus, ber non ber eibg. Sommiffion
für Maß unb ©ewicht mit »enigen Snberungen gutge»
heilen unb bem PunbeSrat oorgelegt »urbe, ber fie in ber
Sißung coin 29. DEtober Ï918 genehmigte unb ben 93e=

ginn ber amtlichen Prüfung auf i. Januar 1920 fefifepte.
®em prüfgroang ftnb unterworfen alle SBaffermeffer

bis unb mit 30 m® ®urd)laßfäbigfeit per Stunbe, beren
Angaben für bie Preisberechnung ber abgegebenen 3Baf=
fermenge ober für bie ©rfüßung ber PertragSbeftim-
mungen bie ©runblagen bilben. Pom QnErafttreten ber
Petorbnung an barf Eein prüfp flicht iget 3Ba ffer m effer mehr
ohne amtliche Prüfung in ein ßteß eingelegt »erben. SGBenn

oben angeführt »urbe, innert ben ge|lergrengen feien
fe|r »Ohl anch SBafferoerlufte in ben ^auSanlagen
möglich, bie com SSSaffetmeffet nidjt genau angegeigt
»erben, fo barf man barauS nicht fdjliefesi, man hätte
einfach bie ©enauigEeitSanforberunaen oerfehätfen foßen.
©S hunbelt fidj barum, btejenigen Mlnbeftanforberungen
bur^guführen, bie unter Perüdfidiiigung ber tatfächKcßen
Perhältniffe bei ber großen Maffe ber PerEehrSinftru»
mente erreicht »erben Eönnen, ohne öaß ein Mißoer»
hätlniS enlfieht jœif^en bem Sert ber gemeffenen
SBare unb ben aufgemenbeten Sofien für bie ©inregu»
lierung ber Meffer auf eine beftimmte gehlergrenge,
Severe müffen fo ««gefegt fein, baß ba§ Stmt beren
firiEte ©inhaüung unbebingt oerlangen Ecmn,

9Bäßrenb bie ©pftemprüfungen auSfchltefjltch bem
eibg. Slmt für Maß unb ©eroidjt oorbehatten bleiben,
»erben bie technifdjen Maffenprflfitngett burd) bie gu
biefem 3«>ed, errietet®« Prüfämter ausgeführt, SoI«$e
»erben bewißigt be« PBaffermefferfabriEen unb größeren
SBafferroerEen begtehungS»eife Säfferoerforgungen, fo»

fern fie ben Sftach»eiS erbringen, ba§ fte mehr als 1000

prüfpfttdjtige 2ßäffermeffer an ihr Pep angef^loffen
haben.

©egen biefe Perotbnung »ehrten fich gahlreidhe 2Baf=

ferœerle, unb g»ar namentlich aus g»ei ©rünben : @ta=

mal »egen ben hohem aßjährüdh gu rgdhnenben Soften,!
uub bann auch auS bem ©rirabe, »eil an ben »enigften
Drten baS 353offer rein nach SEubiEmeter oerfauft »irb,
fonbern oielmehr ber Söaffermeffer nur gur ©rmittlung
beS fogenaunten ßbermafferS bient. 3um »inbeften oer=

laugte man etne|nnau§fchlebung für baS QnErafttreten ber

Perorbnung auf 1. 3®u«ar 1921 (ftatt 1920) unb eine

©SUigEettSbauer ber Stempelung auf 7 (ftatt 4) Qaf)re.
QeneS hatte ben 3wed, ben 3Baffer»erEen eher gu er=

möglichen, auf ben Peginn beS QnErafttretenS eine eigene

©i^ftätte nach ben neuen 3lnforberungen gu erfteßen
beg». bie beftehenbe entfprec|enb umgubauen; ledere
Seftimmung brachte eine »efentliche Perminberung ber

Soften, »eil erftenS bie $rift für Qnftanbfteßung unb

Pachetchung ber alten 3Jîeffer um 3 (fahre geftredt
»urbe unb fpäter fämtli«he PBaffermeffer nur je äße

7 3ah« nachgeprüft »erben mufften.
®a| eS ftdh babei um gang erhebliche 3luSlagen ho«'

belle, geigen groei Peredhnungen für ein größeres SBerE

mit etroa 3000 SJteffern unb ein mittelgroßes oon 1120

Seffern. Pei 4 (fahren ©ültigEeit ergab fich fär bie

erfte Stabt:
St.

1. ©ichgebühren für 1000 Pleffer. : 3,000.—
2. 3m§ beS 3lnlageEßpitalS für 200 @rfat>»

meffer, bie für baS luS»ethfeln nötig »erben 1,787.50
3. IrbeitSlöhne für Söegnehmen unb SBteber»

einfe|en oon 750 SJEeffern 6,750.—
4. Qnfianbfteßen oon 750 Pteffern, über bie

fonft jährli^ inftanbgefteßten 250 Meffer
hinaus 15,000.—

5. 3in§ unb Ibfdjreibung für bie ©ichftätte 550.—

jährliche Mehrausgaben 27,087,50

gür bie g»eite Stabt:
1. 3tu§ auf baS InlageEapital für 30 @r»

faßmeffer 150.—
2. Mehrarbeit für 100 SBaffermeffer, bie mehr

tnftanbgefießt »erben, als bis anhin nötig
»ar 1,520.^-

3. 3in§ unb Ibfchreibung ber neuen @id)=

ftation • 500.—
4. SoEalmiete für bie prüfftation 500.—
5. ©i^gebühr für jährlich 280 3Ba ffermeffet 56.—

Qährli^e Mehrausgaben 2,706.—

Ohne eigenes Prüfamt erhöhen ftc| biefe Soften um

mlnbeftenS gr. 800.— bis ^r. 1000.— im Qahr.

®iefe luSgaben mußten namentlich oon benjenigen
2Baffer»er!en unb Sorporationen als fehr brüdenb em»

pfunben »erben, bie über ungenügenb ober »enig ®rtnf=

»affer oerfügen, unb bie bie Pebürfniffe unb Porteile
einer neugeitlidjen SBafferoerforgung unb geuerfchuham
läge nur mit Mühe unb nieten Soften ftd) leiften fön-

nen. ©S würbe namentlich auch geltenb gemacht, baf

feit ©daß beS '@efe|e§ (1909) Me Sofien für bie oeo

langte Qnftanbhaltnng unb 9lacheichung um ein Meht'
facheS geftiegen ftnb, fo baß für eine ©emeinbe unter Um»

ftänben bie Sofien für 3nftanbhaltung ber SBaffeo

meffer bei einer oierjährtgen ©ültigEeit ber Stempelung
et»a 10 % aßer ©innahmen ausmachen tonnten, gegen

3'/a % bis öttbta- — '

SnberfeitS würbe aber auch heroorgehoben, baß bis

SBaffermefferprüfung unb »3nßaubfteßung in einer großen
S Stabt nodh oiel ftrenger bur^geführt werbe, als fie im
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Zum weitern Ausbau ist eine Bohrung in voller
Tiefe der Kiesschicht auf ein Meter Durchmesser vorge-
sehen, mit nachheriger Einlassung eines Filterrohres von
60 und 40 om Durchmesser. Die neue Anlage wird nach-
her mittels Stollens mit der bestehenden Mundwasser-
fassung zu verbinden sein, welche sich etwa 250 m von
der Bohrstelle entfernt befindet. Die Bohrstelle befindet
sich am linken (südlichen) Ufer des Thunbaches, unmittel-
bar Nördlich der Ortschaft Köll, etwa 300 m unterhalb
Dietlismühle.

»fseweMM und Mfsemefser.
(Korrespondenz.) (Schluß)

4. Die Nacheichung der Wsssermesser.
Die Verordnung des Bundesrates vom 29. Oktober

1918 betreffend die amtliche Prüfung und Stempelung
der Wasfermesser hat die meisten Messewerke und Was-
serversorgungen unangenehm überrascht. Obwohl Artikel
25 des Bundesgesetzes vom 24. Juni 1909 verfügt, daß
im Handel und Verkehr nur geeichte Wassermesser zur
Verwendung kommen dürfen, und der Bundesrat die

Vollmacht erhielt, den Zeitpunkt zu bestimmen, mit dem
die Eichpflicht beginnen soll, stieß die Vollziehungsver-
ordnung in Fachkreisen und namentlich in der franzöfi-
schen Schweiz auf großen Widerstand. Was man bei
den Gasmessern und Elektrizitätszählern heute als ganz
selbstverständlich betrachtet, nämlich daß sie innert be-

stimmten Fristen regelmäßig auf die Meßgenauigkeit
nachgeprüft werden müssen, wollte man bei den Wasser-
messern aus weiter unten angegebenen Gründen nicht
hinnehmen. Die Verordnung wurde im Entwurf einer
besonderen Kommission vorgelegt, bestehend aus einem

Mitglied der eidgenössischen Kommission für Maß und
Gewicht, dem Direktor des eidg. Amtes für Maß und
Gewicht/ zwei Vertretern der Wasserversorgungen und
einem Vertreter der Fabrikanten. Diese arbeitete einen
bereinigten Entwurf aus, der von der eidg. Kommission
für Maß und Gewicht mit wenigen Änderungen gutge-
heißen und dem Bundesrat vorgelegt wurde, der sie in der
Sitzung vom 29. Oktober 1918 genehmigte und den Be-
ginn der amtlichen Prüfung auf 1. Januar 1920 festsetzte.

Dem Prüfzwang sind unterworfen alle Wassermesser
bis und mit 30 Durchlaßfähigkeit per Stunde, deren
Angaben für die Preisberechnung der abgegebenen Was-
fermenge oder für die Erfüllung der Vertragsbestim-
mungen die Grundlagen bilden. Vom Inkrafttreten der
Verordnung an darf kein Prüfpflichtiger Wassermesser mehr
ohne amtliche Prüfung in ein Netz eingesetzt werden. Wenn
oben angeführt wurde, innert den Fehlergrenzen seien
sehr wohl anch Wasserverluste in den Hausanlagen
möglich, die vom Wassermesser nicht genau angezeigt
werden, so darf man daraus nicht schließen, man hätte
einfach die Genauigkeitsanforderunaen verschärfen sollen.
Es handelt sich darum, diejenigen Mindestanforderungen
durchzuführen, die unter Berücksichtigung der tatsächlichen
Verhältnisse bei der großen Masse der Verkehrstnstru-
mente erreicht werden können, ohne daß ein Mißver-
hältnis entsteht zwischen dem Wert der gemessenen
Ware und den aufgewendeten Kosten für die Einregu-
lierung der Messer auf eine bestimmte Fehlergrenze.
Letztere müssen so angesetzt fein, daß das Amt deren
strikte Einhaltung unbedingt verlangen kann.

Während die Systemprüfungen ausschließlich dem
eidg. Amt für Maß und Gewicht vorbehalten bleiben,
werden die technischen Maffenprüfungen durch die zu
diesem Zweck, errichteten Prüfämter ausgeführt/ Solche
werden bewilligt den Wasfermesserfäbrikm und größeren
Wasserwerken beziehungsweise Wasserversorgungen, so-

fern sie den Nachweis erbringen, daß sie mehr als 1000

prüfpflichtige Wassermesser an ihr Netz angeschlossen
haben.

Gegen diese Verordnung wehrten sich zahlreiche Was-
ferwerke, und zwar namentlich aus zwei Gründen : Ein-,
mal wegen den hohen, alljährlich zu rechnenden Kosten,^
und dann auch aus dem Grande, weil an den wenigsten
Orten das Wasser rein nach Kubikmeter verkauft wird,
sondern vielmehr der Wassermesser nur zur Ermittlung
des sogenannten ÜberWassers dient. Zum mindesten ver-
langte man eine Hinausschiebung für das Inkrafttreten der

Verordnung auf 1. Januar 1921 (statt 1920) und eine

Gültigkeitsdauer der Stempelung auf 7 (statt 4) Jahre.
Jenes hatte den Zweck, den Wasserwerken eher zu er-

möglichen, auf den Beginn des Inkrafttretens eine eigene

Eichstätte nach den neuen Anforderungen zu erstellen
bezw. die bestehende entsprechend umzubauen; letztere

Bestimmung brachte eine wesentliche Verminderung der

Kosten, weil erstens die Frist für Jnftandstellung und

Nacheichung der alten Messer um 3 Jahre gestreckt

wurde und später sämtliche Wassermesser nur je alle
7 Jahre nachgeprüft werden mußten.

Daß es sich dabei um ganz erhebliche Auslagen han-
delte, zeigen zwei Berechnungen für ein größeres Werk
mit etwa 3000 Messern und ein mittelgroßes von 1120

Messern. Bei 4 Jahren Gültigkeit ergab sich für die

erste Stadt:
Fr.

1. Eichgebühren für 1000 Messer. : 3,000.-
2. Zins des Anlagekapitals für 200 Ersatz-

messer, die für das Auswechseln nötig werden 1,787.50
3. Arbeitslöhne für Wegnehmen und Wieder-

einsetzen von 750 Messern 6,750.—
4. Jnstandstellen von 750 Messern, über die

sonst jährlich instandgestellten 250 Messer
hinaus 15,000.—

5. Zins und Abschreibung für die Eichstätte 550 —

Jährliche Mehrausgaben 27,087.50

Für die zweite Stadt:
1. Zins auf das Anlagekapital für 30 Er-

satzmeffer 150.—
2. Mehrarbeit für 100 Wasfermesser, die mehr

instandgestellt werden, als bis anhin nötig
war 1,520.^-

3. Zins und Abschreibung der neuen Eich-
station - 500.—

4. Lokalmiete für die Prüfstation 500.—
5. Eichgebühr für jährlich 280 Wasfermesser 56.—

Jährliche Mehrausgaben 2,706.—

Ohne eigenes Prüfamt erhöhen sich diese Kosten um

mindestens Fr. 800.— bis Fr. 1000.— im Jahr.

Diese Ausgaben mußten namentlich von denjenigen
Wasserwerken und Korporationen als sehr drückendem-
pfunden werden, die über ungenügend oder wenig Trink-
wasser verfügen, und die die Bedürfnisse und Vorteile
einer neuzeitlichen Wasserversorgung und Feuerschutzan-
läge nur mit Mühe und vielen Kosten sich leisten köm

nen. Es wurde namentlich auch geltend gemacht, daß

seit Erlaß des 'Gesetzes (1909) die Kosten für die ver-

langte Instandhaltung und Nacheichung um ein Mehr-
faches gestiegen sind, so daß für eine Gemeinde unter Um-

ständen die Kosten für Instandhaltung der Wasser-

messer bei einer vierjährigen Gültigkeit der Stempelung
etwa 10 °/o aller Einnahmen ausmachen konnten, gegen

3Vs °/o bis anhin. '

Anderseits wurde aber auch hervorgehoben, daß die

Wassermesserprüfung und -Jnftandstellung in einer großen

Stadt noch viel strenger durchgeführt werde, als sie im
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©efeß oerlangt werbe, unb baß man bamit gute @rfaß=

rangen gemalt ßabe. @S fei in größeren Drtfcßaften
ßäußg fefigefieEt werben, wie bie SBaffermeffer oer»
naeßlüfftgt werben, waS entfliehen ber ©aeße nießt zum
Vorteil biene. ®enn bie regelmäßige, ber äkrorönung
entfprecßenbe Prüfung ergab in ber genannten ©tabt
eine Meßranzeige ber SBaffermeffer um 10 %. ®ie
ißtüfungSfoften maeßen fitß bezaßlt. $n Heineren @e»

metnben anf bem Sambe werben bie SBaffermeffer 5, 6,10
unb meßt Qaßte meßt meßt geprüft, fieser }um ©eßa*
ben ber SBafferoetforgung, weil ber Meffer erfaßrungS»
gemäß naeß fo langer grift woßl noeß geßt, aber nicf)t
meßr richtig geigt. SluS biefem ©runbe ßaben einige
große ©täbte oon fieß aus eine nur brelfäßrige grift
für bie Staeßprüfung eingeführt unb ßabe bieS für oor=
teilßaft gefunben.

®ie SBemüßungen unb wieberßolten Eingaben bei
Scßtoeiz. SBetein§ oon @aS» unb SBafferfacßmünnem
ßatten bis jeßt ben ©rfolg, baß bie $ett für bas 3n=
frafttreten um 1 Qaßr, bag ßeißt auf 1. iganuar 1921
ßtnauSgefcßoben würbe, baß bie ©ülügteitsöauer ber
Stempelung erft naeß 7 (ftatt 4) $aßren erlifeßt unb
baß aueß ißrüfümter bewiEigt werben in ©emeinben mit
weniger als ,1000 etcßpßießtigen Meffern. ®a überbteS
biefen ©emeinben bie ^Bewilligung erteilt würbe, bie

Btacßeießung für Heinere ßtacßbargemetnben burcßjufüß»
ren, womit in ber Sieget gleichseitig eine grünblicße Sfm
ßanbfteUung oerbunben ift, fo ßat man wenigfienS auf
biefem eibgenöffifcß georbneten ©ebiet eine ftarte Sßer=

teilung biefet ©ießftätten erteilt.
®er ©eßweij. SBeretn oon ©aS= unb SBafferfacß»

männern ßtelt aber nasß wie oor an feiner Überzeugung
feft, baß baS ©efeß, auf baS fitß Me Söerorbnung oom
29. DHober 1918 ftüßt, ßinftcßtlicß ©icßpfließt ber SBaf»
fermeffer aufgeßoben werben foüte. Stuf bie SBerHetter»
oerfammlung oom 29, Slpril 1922 in Söafcl rießtete ber
Sßorfianb eine entfpreeßenbe ©tngabe an bie Mitglieber
ber SknbeSoerfammlung unb an ben öunbeSrat. Seßtere
lautete:

„Die feßwetjerifeßen SBafferoerforgungen ßaben in
»erfdjtebenen ©begaben wäßrenb ber leßten brei Qaßre
ba§ @tbg. ghianj' unb QoEbepartement erfneßi, mit ber
Qnlraftfeßung ber ijMfungSoerorbnung, bie bie amt=
ließe ©teßung unb ©tempelung ber SBaffermeffer oer»
langt, noeß weiter pjuwarten, unb ißr ©efueß einer»
feit§ begrünbet mit ber SBirtfcßaftSfriftS, bie unfer Sanb
ergriffen ßat, unb aEe meß? brtngenb nötigen Ausgaben

ju oermeiben forbert, anberfeltS mit bem Hinweis bar»
auf, baß bie SBaffewteffer fein e'nßfäßigeS Qnftrument
feien unb weber in Sonfumenten» noeß in Sieferanten»
Ereifert ein SiebürfniS naeß ber amtließen ©ießmtg ber
SBaffermeffer oorliege. Seiber ift bann bie 33erorbnung
bezw. bie amtlicße ©ießung ber SBaffermeffer mit 1. Sa»
nuar 1921 bennotß ©efeß geworben.

2Bie aus bem ißoftutat MatEefer ßeroorgeßt, fönnen
bie feßwetzerifeßen SBafferoetforgungen, objeßon ißnen
eine SBerlängernng ber ©tempelgültigteitsbauer oon 4
auf 7 Qaßre in lluSfxcßt gefteflt worben ift, fteß nießt
mit Überzeugung bem ©efeß unterzießen, mödßten aber
bie Steiße oon ©ingaben, ©efueßen unb ®tSfufftonen
nießt noeß weiter oerlängern unb bem SBunbeSrat eS öa»

ßer überlaffen, in biefer grage bureß entfprecßenbe S5e=

antwortnng be§ ißoftulateg SJtaiEefer ben enbgültigen
©ntfdßetb z« fäEen.

®ie am 29. Slprtl 1922 in SBafel tagenbe 3öerHet=

teroerfammlung be§ ©dßweiz- IBeretnê oon @a§= nnb
SBafferfadßmännern ßat un§ baßer beauftragt, $ßnen in
biefer Ingelegenßeit na^folgenbe Stefotution §u über»
mitteln :

„®ie SBerHeiterftßung be§ ©eßweiz- S3erein§ oon
©g§» unb aBafferfadßmännern oom 29. Slpril 1922 be=

fließt anläßließ ber Sefpredßung be§ ißoftulate§ SJtaiEefer
in Sanfanne betreffenb Steoifion oon Slrt. 25 bes Sönn»

belgefeße§ oom 24. ^nni 1909 über Maß unb ©ernießt,
fowie ber einfißlügigen SBerotbnungen oom 29. Dftober
1918 unb 6. ®ezember 1919 jum 3wed£e ber ©rleitß»'
terung ber bur^ ba§ ©efeß unb bie erforberltcßen
SSoEzugSmaßnaßmen ben ©emeinben auferlegten Saften
wie folgt :

®ie SJerfammlung anerfennt bie ©rünbe, bie für bie

©icßpflisßi ber 2ßäffermeffet fpredßen. ©ie fieEt aber feft,
baß bie ©icßpflicßt meßr SRacßteite al§ S3 orteile bringt,
unb baß bte QnfrafterHärung ber feit 1874 in ber
33unbe§öetfaffung grunbfäßlidß feftgelegten unb im SBnn»

beägefeß über Maß unb ©ewießt oom 24. Qnnt 1909
neuerbingê aufgenommene grunbfäßlidße ©t'ßpflidßt ber
SBäffermeffer in einer SBtrtfdßaftäfrife, wie fie unfer Sanb
bisher niemals bureßgemaeßt ßat, oorgenommen würbe.
®tefe SlnlrafterHärung ber ©icßpflicßt ift nießt au§
Zwingenben ©rünben ober auf begrünbeteS SBegeßren

irgenb eines SeileS ber intereffierten SSoItStreife (Maf»
feroerfäufer ober SBafferbezüger), fonbern woßl oielmeßr
auS fistaltfeßen ©rünben beS SunbeS (2lmt für Maß
nnb ©ewießt) erfolgt.

XGraberfeCa
Maschinenfabrik

Winlerthur-Veltheim

und Modelle
zur Fabrikationtadelloser

Zemenrwaren.

Anerkannt einfach
aber« praktisch
zur rationellen Fabrika-
lion unentbehrlich.
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Gesetz verlangt werde, und daß man damit gute Ersah-
rangen gemacht habe. Es sei in größeren Ortschaften
häufig festgestellt worden, wie die Wassermesser ver-
nachläsfigt werden, was entschieden der Sache nicht zum
Vorteil diene. Denn die regelmäßige, der Verordnung
entsprechende Prüfung ergab in der genannten Stadt
eine Mehranzeige der Waffermeffer um 10 °/<>. Die
Prüfungskosten machen sich bezahlt. In kleineren Ge-
meinden ans dem Lande werden die Waffermeffer 5, 6,10
und mehr Jahre nicht mehr geprüft, sicher zum Scha-
den der Wasserversorgung, weil der Messer erfahrungs-
gemäß nach so langer Frist wohl noch geht, aber nicht
mehr richtig zeigt. Aus diesem Grunde haben einige
große Städte von sich aus eine nur dreijährige Frist
für die Nachprüfung eingeführt und habe dies für vor-
teilhaft gefunden.

Die Bemühungen und wiederholten Eingaben des
Schweiz. Vereins von Gas- und Wafferfachmännern
hatten bis jetzt den Erfolg, daß die Zeit für das In-
krafttreten um 1 Jahr, das heißt auf 1. Januar 1921
hinausgeschoben wurde, daß die Gültigkeitsdauer der
Stempelung erst nach 7 (statt 4) Jahren erlischt und
daß auch Prüfämter bewilligt werden in Gemeinden mit
weniger als 1000 eichpflichtigen Messern. Da überdies
diesen Gemeinden die Bewilligung erteilt wurde, die

Nacheichung für kleinere Nachbargemeinden durchzufüh-
reu, womit in der Regel gleichzeitig eine gründliche In-
standstellung verbunden ist, so hat man wenigstens auf
diesem eidgenössisch geordneten Gebiet eine starke Ver-
teilung dieser Eichstätten erreicht.

Der Schweiz. Verein von Gas- und Wafserfach-
männern hielt aber nach wie vor an seiner Überzeugung
fest, daß das Gesetz, auf das sich die Verordnung vom
29. Oktober 1918 stützt, hinsichtlich Eichpflicht der Was-
sermesfer aufgehoben werden sollte. Auf die Werkleiter-
Versammlung vom 29. April 1922 w Bafel richtete der
Vorstand eine entsprechende Eingabe an die Mitglieder
der Bundesversammlung und an den Bundesrat. Letztere
lautete:

„Die schweizerischen Wasserversorgungen haben in
verschiedenen Eingaben während der letzten drei Jahre
das Eidg. Finanz- und Zolldepartement ersucht, mit der
Inkraftsetzung der Prüfungsverordnung, die die amt-
liche Eichung und Stempelung der Wassermesser ver-
langt, noch weiter zuzuwarten, und ihr Gesuch einer-
seits begründet mit der Wirtschaftskrisis, die unser Land
ergriffen hat, und alle nicht dringend nötigen Ausgaben

zu vermeiden fordert, anderseits mit dem Hinweis dar-
auf, daß die Wassermesser kein eichfähiges Instrument
seien und weder in Konsumenten- noch in Lieferanten-
kreisen ein Bedürfnis nach der amtlichen Eichung der
Wassermesser vorliege. Leider ist dann die Verordnung
bezw. die amtliche Eichung der Wassermesser mit 1. Ja-
nuar 1921 dennoch Gesetz geworden.

Wie aus dem Postulat Mailleser hervorgeht, können
die schweizerischen Wasserversorgungen, obschon ihnen
eine Verlängerung der Stempelgültigkeitsdauer von 4
auf 7 Jahre in Aussicht gestellt worden ist, sich nicht
mit Überzeugung dem Gesetz unterziehen, möchten aber
die Reihe von Eingaben, Gesuchen und Diskussionen
nicht noch weiter verlängern und dem Bundesrat es da-
her überlassen, in dieser Frage durch entsprechende Be-
antwortung des Postulates Maillefer den endgültigen
Entscheid zu fällen.

Die am 29. April 1922 in Basel tagende Werklei-
terversammlung des Schweiz. Vereins von Gas- und
Wasserfachmännern hat uns daher beauftragt, Ihnen in
dieser Angelegenheit nachfolgende Resolution zu über-
Mitteln:

„Die Werkleitersitzung des Schweiz. Vereins von
Gas- und Wasserfachmännern vom 29. April 1922 be-

schließt anläßlich der Besprechung des Postulates Maillefer
in Lausanne betreffend Revision von Art. 25 des Bun-
desgesetzes vom 24. Juni 1909 über Maß und Gewicht,
sowie der einschlägigen Verordnungen vom 29. Oktober
1918 und 6. Dezember 1919 zum Zwecke der Erleich-
terung der durch das Gesetz und die erforderlichen
Vollzugsmaßnahmen den Gemeinden auferlegten Lasten
wie folgt:

Die Versammlung anerkennt die Gründe, die für die

Eichpflicht der Wassermesser sprechen. Sie stellt aber fest,
daß die Eichpflicht mehr Nachteile als Vorteile bringt,
und daß die Jnkrafterklärung der seit 1874 in der
Bundesverfassung grundsätzlich festgelegten und im Bun-
desgesetz über Maß und Gewicht vom 24. Juni 1909
neuerdings aufgenommene grundsätzliche Elchpflicht der
Wassermesser in einer Wirtschaftskrise, wie sie unser Land
bisher niemals durchgemacht hat, vorgenommen wurde.
Diese Jnkrafterklärung der Elchpflicht ist nicht aus
zwingenden Gründen oder auf begründetes Begehren
irgend eines Teiles der interessierten Volkskreise (Was-
serverkäufer oder Wasserbezüger), sondern wohl vielmehr
aus fiskalischen Gründen des Bundes (Amt für Maß
und Gewicht) erfolgt.

U ssc!"n n e n fs b ^ k
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©ie Vetfammlung erflärt, baß nach ihrer öbergeu-

gung ber Söaffetmeffer fyeute überhaupt notf) nicht als
eichfähigeS Meßinftrument im ©inne beS @efet}0eberS
anetfannt roerben fann. ©te beftnbei fitf) babet in he»

grünbeter überetnftimmung mit ben maßgebenben gach»
fretfen beS SluSlanbeS.

®§ ift Satiate unb burch bte Verorbnung odm
29. Dftober 1918 betätigt, baß bie ©ecßnif noch nicht
in bet Sage ift, für größere SBaffermeffer, bei betten
eine amtliche ©icßpfticht als befonberS roerioofl anetfannt
roerben müßte, eine genügenbe Meßgenauigfeit mit
Sicherheit ju erjielen. ©o lange bie großen SSBaffermef»

fer (oon 2 3oß an aufwärts) auS te<hnifd}en ©rünben
nicEjt eichpflichtig unb eic^fd^ig erflärt roerben fönnen,
muß bie ©ichpflicbt für bie kleinen Maffermeffer als
eine ungerechte Maßnahme empfunben unb als eine

fünfiltdje Velaftung ber Sßßafferoerforgrotgen unb bamit
eines Seiles bes VolfSganjen bezeichnet roerben.

©ie oom eibg. ginanj» unb ^oßbepartement juge»
fagte Verlängerung ber ©tempelgültigfeit oon 4 auf 7

Qafire roirb gerne als eine begrünbete unb in oielen
gälten roertoolle Verbefferung ber aufgehellten Vefein»

gungen anetfannt. Unter bem ©inbrucfe aber, baß in
ber heutigen roirtfdjafttfchen Notlage jebe fünftlidEje Ver»
teuerung ber SebenShaltung unb jebe ftaatlic^e, unnötige
Sontroflmaßnahme als brüdfenb empfunben roirb, fteflt
bie SGBerfleiteroexfammlung beS ©djroetj. Vereins oon
@a§= unb SBafferfasftmännern neuerbtngS bas ©efuch
an ben hohen VunbeSrat, er möge bei Veßanblung beS

VofiulateS SUiaiOefer bie fc£)on roieberholt begrünbete 2ln=

ficht ber ißraftifer über bte tfjeoretifcîien Stuffaffungen
teilen. ®et höh® VunbeSrat ift erfudht, bie ©icßpfttcht
ber Sßaffermeffer burdfj @efet}eSänbermtg ganj aufjuhe»
ben ober fo lange fafultatio ju erflären, als bie Söaf»
fermcffer großer ©urdhflußfähigfeit für bie am efjeften
bte ©iépfïicht anetfannt roerben fönnte, ntd^t als eich»

fähigeMeßinftrumente erflärt roerben fönnen. Unterbeffen
roerben hoffentlich roieber rcirtfchaftlich günfiigere ßetten
anbrechen, unb in ben ©emeinroefen, bte bie ©idhung
freiwillig einführen ober weiterführen, roerben in biefer
btejenigen ©rfahrungen gefammelt werben, bie als
©runblage für bie weitere Vehanblung ber grage bie»

neu fönnen!
©enehmigen ©te, ufro.

Unterfchriften. "

®a eine Antwort nicht erfolgte unb baS Vofiulat
Maißefer nid^t behanbelt würbe, nahm fich ber ©täbte
oerbanb biefer ©ache an unb richtete nach kern ©täbte»
tag in Saufanne (1923) an ben VunbeSrat eine ©Ingabe,
in ber bie Aufhebung ber Obligatorien ©icßpflicht ber
SBaffermeffer oerlangt roirb. ©iefe hat folgenben SSort»

laut :

„®ie ©elegiertenoetfammlung beS ©chroeijerifchen
©täbteoerbanbeS, welche am 8. unb 9. September 1923
in Saufanne tagte, hat nach Inhörung eines eingehen»
ben VeferatS, welches in fthlüfftger 2Betfe einerfeitS bie

Unpoerläffigfeit ber ©icßung ber gebräucßliclften Sßaf»
fermeßapparate bartat unb anberfeitS bie Nachteile
unb ©dhroierigfeiten fcf)ilberte, welche mit ber ©idhpflidfjt
für bie ftäbtifchen SSßafjerroerfe oerbunben ftnb, einftim-
ntig folgenben Vefdffluß gefaßt:

„SS follen alle nötig erfcljeinenben Maßnah=»
„men getroffen werben, um ju erretten, baß ber
„hohe VunbeSrat eine Sbänbetung beS Irl. 25
„beS VunbeSgefeßeS über Maß unb ©emid)! oom
„24. 3uni 1909 ber VuubeSoerfammlung in bent
„©inne oorfchlägt, baß Me obligatorifdje ©idEfung
„ber SBaffesmeffet aufgehoben roirb."

©ie [chroeijerifchen ©tabtoerroaltungen ftnb burd) bte

Verßältniffe genötigt, alle btejenigen 3wntutungen jurücl»
juroeifen, roelche ihnen oermehrte Saften hrtngen, ober

fte boch baran oerhinbern, burch §erahfeßung ber ©e»

hühren ihrer SBerfe an einet bringenb notroenbigen Ver»

biüigmtg ber Sehenshaltung ber Veoölferung tatkräftig
mitjuroirfen. 3« biefert 3umutungen muß bie @tef)pflici)t

ber SCßaffermeffer gejählt werben, welche baS gitterte

VunbeSgefeh oerlangt, wobei letber feftjufteßen ift, bajj
bei Veratung beSfelben bie ©ragwette ber Veftimmung
oon ben gebleuten überfehen unb bereu rechtzeitige Ve»

fämpfung beShalb unterlaffen roorben ift. ©S fann ben

ftäbtifchen SBerfert unb ihren Vertretern beShalb feine

Unterlaffung jum Vorwurf gemacht werben, benn bereits
baS VunbeSgefeh über Maß unb ©eroießt oom 3. gult
1875 enthielt in Slrtifel 11 bie Vorfcßrißt ber ©ichpfltht
für SBaffermeffer, ohne baß bie maßgebenben Ve|örben
beShalb auf eine aßgemetne ©idhung irgenbroie gebrun»

gen hatten. ®ie Dppofition gegen bie ©idhpflidht fe|te
ein, als am 29. Dftober 1918 eine VoßjiehuugSoerorb»
nung über bie amtliche ißrüfung unb Stempelung oon

SSBaffermeffern ben beteiligten Greifen bie ©ragroeitebeS
©efetjeS oor Vugen führte, hatte aber leiber nicht ben

geroünfchten ©rfolg. @S würbe fdEjon bamalS barauf hin»

gewiefen, baß bie gebräuchlich!^« SBaffermeffer über»

haupt nicht etdhfähig feien, fobaß eS fidh fomit hei ber

©idhung um ein ooßfommen untaugliches Mittel jur @c=

retdjung beS @efe|eSjwecfS |a«ble, unb baß biefeS un»

taugliche Mittel für bte «reiften ©täbte mit unoerhält»
niSmäßig hohen Soften oerbunben fei, bie fich nament»

ließ in ber bamaligen Srifenjeit unter feinen Ümftänben
rechtfertigten. ©S würbe auf bie oorgefdhrtehene SGßieber»

holung ber Stempelung nach je 4 fahren fßnsewtefen,
unb btefe grift mit £Rüdfficf)t auf bie Soften als otel p
furj, mit fRüdfidht auf bte ©enauigfeit ber SBaffermef»

fuug bagegen als otel ju lang bezeichnet, unter au§»

brüälidhem Hinweis auf bie tlnjwecfmäßigfeit ber geft»

feßung einer folcfjen grift überhaupt, wo both f<w eine

juoerläffige Meffuug nicht bte ®auer ber ignftaßaiion,
fonbern bie Veanfprudhung beS MaffermefferS burch

ben Mafferoerbrauh logifcßerweife auêfdfjtaggebenb fein

müffen. ©nblich würbe barauf hingewtefen, baß bie ntei»

ften Äulturftaaten bie ©idhpflidht ber VJafjermeffer tticfjt

fennen. ©a auf biefe ©ömareße beS ©dhwetj. Verein!
oon ®aS= unb SBafferfachmännem eine lutwort nicht

erfolgte, erfudt)te ber genannte Verein, bem faft fämt»

liehe ftäbtifchen SBafferwerfe angefdjloffen ftnb, um eine

Vefpredhung junächft mit ber ©ireftion beS ©ibgen.

VmteS für Maß unb ©ernidht. 9ladhbem blefelhe refultotlo!
oerlaufen war, gelang eS in einer Konferenz mit bem

©hef beS ginanjbepartements eine ©rflärung beSfelben

ju erroirfen, wonach ber ©epartementS^ef einjufehen ge»

ftanb, baß mit IRüdEftdE)t auf bie f(|roierige glnanjloge
ber einjelnen ©täbte auf bie reftlofe .^anbfiabung be!

©efe^eS oerji^tet roerben müffe.
3« ber gotge routbe aher trot} biefer 3uß<h^"^

feitenS beS ginanjbepartements eine 3lnjahl oon ^ßrüf»

ämiern errichtet, unb bem ©dhroeij. Vetbanb oon @o!»

unb SBafferfadhmännerrt erflärt, bie in SluSfidht gefteßte

©rleicßterung fönne nur in einer Verlängerung ber 5R#
eidhungSfrift auf 7 3aßre befiedert, fofern w
ba§ ginanibepartement ein ©efu^ in biefem ©ittne 9^

richtet werbe. Qnjroifchen war bfe gitterte Voßjteh««#
oerorbnung I« traft getreten, fobaß, um bie oon 3t"'

fang an als notroenbig eradhtete Vefreiung oon bet

©idhpfïtdht p erlangen, ben ©täbten, hejiehungSW#
betest Mafferroerfleituitgen lebigli^ ber 2Beg eine! 31?'

peßS an bie VunbeSoetfammlung offen fleht.
©er ©täbteoerhanb hat geglaubt, bi§h« feinen SBerp

leitungett ben Vortritt laffen ju müffen, pmal ba MC
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Die Versammlung erklärt, daß nach ihrer llberzeu-
gung der Waffermesser heute überhaupt noch nicht als
eichfähiges Meßinstrument im Sinne des Gesetzgebers
anerkannt werden kann. Sie befindet sich dabei in be-

gründeter Übereinstimmung mit. den maßgebenden Fach-
kreisen des Auslandes.

Es ist Tatsache und durch die Verordnung vom
29. Oktober 1918 bestätigt, daß die Technik noch nicht
in der Lage ist, für größere Wassermesser, bei denen
eine amtliche Eichpflicht als besonders wertvoll anerkannt
werden müßte, eine genügende Meßgenauigkeit mit
Sicherheit zu erzielen. So lange die großen Wassermes-
ser (von 2 Zoll an aufwärts) aus technischen Gründen
nicht eichpflichtig und eichfähig erklärt werden können,
muß die Eichpflicht für die "kleinen Wafsermesfer als
eine ungerechte Maßnahme empfunden und als eine

künstliche Belastung der Wasserversorgungen und damit
eines Teiles des Volksganzen bezeichnet werden.

Die vom eidg. Finanz- und Zolldepartement zuge-
sagte Verlängerung der Stempelgültigkeit von 4 auf 7

Jahre wird gerne als eine begründete und in vielen
Fällen wertvolle Verbesserung der aufgestellten Bedin-
gungen anerkannt. Unter dem Eindrucke aber, daß in
der heutigen wirtschaftlichen Notlage jede künstliche Ver-
teuerung der Lebenshaltung und jede staatliche, unnötige
Kontrollmaßnahme als drückend empfunden wird, stellt
die Werkleiterversammlung des Schweiz. Vereins von
Gas- und Wasserfachmännern neuerdings das Gesuch

an den hohen Bundesrat, er möge bei Behandlung des

Postulates Maillefer die schon wiederholt begründete An-
ficht der Praktiker über die theoretischen Auffassungen
teilen. Der hohe Bundesrat ist ersucht, die Eichpflicht
der Wassermesser durch Gesetzesänderung ganz aufzuhe-
ben oder so lange fakultativ zu erklären, als die Was-
sermksser großer Durchflußfähigkeit, für die am ehesten
die Eickpflicht anerkannt werden könnte, nicht als eich-

fähige Meßinstrumente erklärt werden können. Unterdessen
werden hoffentlich wieder wirtschaftlich günstigere Zeiten
anbrechen, und in den Gemeinwesen, die die Eichung
freiwillig einführen oder weiterführen, werden in dieser
diejenigen Erfahrungen gesammelt werden, die als
Grundlage für die weitere Behandlung der Frage die-

neu können?

Genehmigen Sie, usw.
Unterschriften."

Da eine Antwort nicht erfolgte und das Postulat
Maillefer nicht behandelt wurde, nahm sich der Städte
verband dieser Sache an und richtete nach dem Städte-
tag in Lausanne (1923) an den Bundesrat eine Eingabe,
in der die Aufhebung der obligatorischen Eichpflicht der
Wafsermesfer verlangt wird. Diese hat folgenden Wort-
laut:

„Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen
Städteverbandes, welche am 8. und 9. September 1923
in Lausanne tagte, hat nach Anhörung eines eingehen-
den Referats, welches in schlüssiger Weise einerseits die

Unzuverlässigkeit der Eichung der gebräuchlichsten Was-
sermeßapparate dartat und anderseits die Nachteile
und Schwierigkeiten schilderte, welche mit der Eichpflicht
für die städtischen Wasserwerke verbunden find, einstim-
mig folgenden Beschluß gesaßt:

„Es sollen alle nötig erscheinenden Maßnah-
„men getroffen werden, um zu erreichen, daß der
„hohe Bundesrat eine Abänderung des Art. 25
„des Bundesgesetzes über Maß und Gewicht vom
„24. Juni 1909 der Bundesversammlung in dem
„Sinne vorschlägt, daß die obligatorische Eichung
„der Waffermesser aufgebàn wird."

Die schweizerischen Stadtverwaltungen sind durch die

Verhältnisse genötigt, alle diejenigen Zumutungen zurück-

zuweisen, welche ihnen vermehrte Lasten bringen, oder

sie doch daran verhindern, durch Herabsetzung der Ge-

bühren ihrer Werke an einer dringend notwendigen Ver-

billigung der Lebenshaltung der Bevölkerung tatkräftig
mitzuwirken. Zu diesen Zumutungen muß die Eichpflicht
der Waffermesser gezählt werden, welche das zitierte
Bundesgesetz verlangt, wobei leider festzustellen ist, daß
bei Beratung desselben die Tragwette der Bestimmung
von den Fachleuten übersehen und deren rechtzeitige Be-

kämpfung deshalb unterlassen worden ist. Es kann den

städtischen Werken und ihren Vertretern deshalb keine

Unterlassung zum Vorwurf gemacht werden, denn bereits
das Bundesgesetz über Maß und Gewicht vom 3. IM
1875 enthielt in Artikel 11 die Vorschrift der Eichpflicht
für Waffermesser, ohne daß die maßgebenden Behörden
deshalb auf eine allgemeine Eichung irgendwie gedrun-

gen hätten. Die Opposition gegen die Eichpflicht setzte

ein, als am 29. Oktober 1918 eine Vollziehungsverord-
nung über die amtliche Prüfung und Stempelung von
Wassermessern den beteiligten Kreisen die Tragweite des

Gesetzes vor Augen führte, hatte aber leider nicht den

gewünschten Erfolg. Es wurde schon damals darauf hin-
gewiesen, daß die gebräuchlichsten Waffermesser über-

Haupt nicht eichfähig seien, sodaß es sich somit bei der

Eichung um ein vollkommen untaugliches Mittel zur Er-

reichung des Gesetzeszwecks handle, und daß dieses un-

taugliche Mittel für die meisten Städte mit unverhält-
nismäßig hohen Kosten verbunden sei, die sich nament-
lich in der damaligen Krisenzeit unter keinen Umständen
rechtfertigten. Es wurde auf die vorgeschriebene Wieder-

holung der Stempelung nach je 4 Jahren hingewiesen,
und diese Frist mit Rücksicht auf die Kosten als viel zu

kurz, mit Rückficht auf die Genauigkeit der Wassermes-

sung dagegen als viel zu lang bezeichnet, unter aus-

drücklichem Hinweis auf die Unzweckmäßigkeit der Fest-

setzung einer solchen Frist überhaupt, wo doch für eine

zuverlässige Messung nicht die Dauer der Installation,
sondern die Beanspruchung des Waffermeffers durch

den Wasserverbrauch logischerweise ausschlaggebend sein

müssen. Endlich wurde darauf hingewiesen, daß die mei-

sten Kulturstaaten die Eichpflicht der Waffermesser nicht

kennen. Da auf diese Demarche des Schweiz. Vereins

von Gas- und Wasserfachmännern eine Antwort nicht

erfolgte, ersuchte der genannte Verein, dem fast sämt-

liche städtischen Wasserwerke angeschlossen sind, um eine

Besprechung zunächst mit der Direktion des Eidgen.

Amtes für Maß und Gewicht. Nachdem dieselbe resultatlos
verlaufen war, gelang es in einer Konferenz mit dem

Chef des Finanzdepartements eine Erklärung desselben

zu erwirken, wonach der Departementschef einzusehen ge-

stand, daß mit Rücksicht auf die schwierige Finanzlage
der einzelnen Städte auf die restlose Handhabung des

Gesetzes verzichtet werden müsse.

In der Folge wurde aber trotz dieser Zusicherung
seitens des Finanzdepartements eine Anzahl von Prüf-

ämtern errichtet, und dem Schweiz. Verband von Gas-

und Wasserfachmännern erklärt, die in Aussicht gestellte

Erleichterung könne nur in einer Verlängerung der Nach-

eichungsfrist auf höchstens 7 Jahre bestehen, sofern an

das FinanzdepartemenL ein Gesuch in diesem Sinne ge-

richtet werde. Inzwischen war hie zitterte Vollziehungs-

Verordnung in Kraft getreten, fodaß, um die von Am

fang an als notwendig erachtete Befreiung von der

Eichpflicht zu erlangen, den Städten, beziehungsweise

deren Wasserwerkleitungen lediglich der Weg eines A?-

pells an die Bundesversammlung offen steht.
D« Städteverband hat geglaubt, bisher seinen Wert-

làngsn den Vortritt lassen zu müssen, zumal da die
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©émarge eon bereu Drganifation, eben bent ©dhmets-
Serein non @aS= nnb SBafferfachmannern, In engfter
güljlung mit ben SMjörben einjeînet ©labte, tnSbefon*
bere SaufanneS, erfolgte. @t Ipt beShalb oor aßen
©tagen bie ©rlebigung beS tßoftulatS SRaillefer abge*
wartet, trotjbem bteS ju feinem Sebauern lebiglicE) ®r=
lei^terung ber ben (Semeinben auferlegten Saften mfinfchte,
ftatt in tlaren SBorten auf eine 3lbfdjaffung ber ©ich*
»flicht butdh Steoifion beS gitterten ©efetjeS p bringen,
©er ©täbteoerbanb tonnte eine pmartenbe Haltung um
fo e|er einnehmen, als neben bem ißoftulat SJtaillefer
eine ©tngabe ber SBerfleiteroerfammlung oom 29. Sfpril
1922 in SJafeï ba§ ^oftulat SJtaiHefer gemiffermaßen
präjifterte öurcl) ein ©efudh um Anbetung ober langjäh*
rige ©iftterung ber betreffenben gefetlichen Sîeftimmun*
gen. Stach'ûem leiber auch btefer Schritt unter bem £jin*
roetS auf bie 3luSbef)nung ber StadjeiehungSbauer in einer
ßufd&rift beS SJunbeSrateS an ben Serein oon ®a§= unb
SBaffetfadhmännern mit bem ißoftulat SJtaiHefer als er--

lebigt bejeidfnet mürbe, bat ber ©täbteoerbanb ben
SUloment für geEommen erachtet, bur dl) ihre
Vermittlung an bie ©ibgen. SEäte ju gelan*
gen mit bem ©efudh um eine ©efetseSreoifion
im ©inne ber oorftehenben SluSfüljtungen.

SBtr braueben Qbnen nicht barptun, mie bringenb
für un§ immer noch baS ©ebot ftrengfter ©parmaßnat}*
men ift, unb mie febr es ben ©tabtoermaltungen roibet*
ftrebt, basfelbe außer Sldjt ju laffen für eine SJtaßnahme
oon gans illuforiftfjem SSerte, als meiere mir auf ©runb
beS Urteils oon Fachleuten bie ©wfjung oon SBaffer*
meffern bejeiebnen mäffen. SBeber bie SBerEe felbfi, noch
bte SBafferbesüger münfdjen bie ©idjung ber SJleßappa*
rate, roeidhe beim SBoffer EetneSmegS ben groeel haben,
einen SerEauf oon SBaffer nacb 3Jtaß p ermöglichen,
fonbern melche ïebigïicfi groben Vlißbrätidjen te ber Se=

nüt)ung ber oerfligbaren SBaffermengen fteuern fofien.
®aß eine fold^e Kontrolle roetter befielen foHte, liegt
auf ber |>anb. SB it oermeifen bieSbepgltcb auf bie
©djritte ber Sereinigung Eantonaler SkanboerfichernngS*
9ïnftalten, metebe eine Slbfdjaffung ber SBaffermeffer auS
biefem ©runbe nicht gerne feiert mürbe. 3: r o (5 b e m
müßten mandje ©tabtoermaltungen baju ge*
langen, auf bie Kontrolle s« oerjic|ten unb
bie SBaffermeffer au§ ihren Anlagen entfer*
nen, menn bie ber ©idjung auf*
recht erhalten bleiben follte. 3m übrigen möch*
ten mir auf bie S«fsä|tang aller tec|ntfdhen unb finan*
Sielten ©rünbe, bie eine ©idpflicht ber SBaffermeffer
unrationell etfi£|etaen laffen, oerjic|ten. Diefelben finb
ihnen oon ben Fachleuten ber ftäbtif^en SBerEe fdjon
in etfehöpfenber SBeife unb bei immer miebetEehrenben
©etegenheiten bargetan morben. —

SBir bitten ©ie, hochgeehrter _§err StenbeSpräfiöent,
hochgeehrte Herren VunbeSräte, mit bent Sorfdjlage einer
©efetseSreoifion im ©inne obiger Stabführungen an bte
©ibgen. State heransutreten, unb jeidpen

Unterfdjrifien."

DaS Sßoftutat SJtaiHefer ift bis ^euta nidjt behanbelt
morben, atfo finb ©efefs unb SSofljiehungSoerorbnung
vorläufig in traft, über bie Siü|EidhEeit ber obligate*
ta^en ©idhpfKdjt Eann man in guten freuen oerßhie»
bener Staftdji feto. SBenn man SBaffer auf 3Ra| (tubiî»
•teter) oerEauft ober menigftenS fogenannter iibermeffer
o«ted|net, hat ein Slbonnent ba§

'

SRedht, eine ri^tig ge=
henbe SHefpo'cdch'iimg p oertangen. ^ier barf nochmals
Darauf htngemiefen werben, ba| bie SBaffermeffer feiten
W oiel jeigen, fonbern gegenteiß mit ben Sahren immer
jtogwauer taufen, momit nur bai SBafferroet! im Stach*

dagegen ber SafferfSafer im SSorteil ift. ferner

ift allgemein ju fagen, ba§ eine SBaffernhr nach fiebern
jährigem @ebrau<h an nnb für fidj nadhgefehen unb nach*
geprüft merben follte. SJlanche SBaffermerEe taten bteS

innert bebeutenb Eürjeren Triften, beoor bie amtliche
©ichung burch bie neue SSerorbnung oorgefchrieben mar.
®iefe SBerEe merben barin ihren SBorteil gefnnben haben.
§ür SBafferoerforgungen, bie über genügenb DueÜroaffer
oerfügen, mag bie amtlich oorgefchrtebene Stacheichung
meniger oorteilhaft fein als für folche, bie ganj ober
Sum größten Seil Eünfttich gehobenes SBaffer (©runb*
maffer, ©eeroaffer) abgeben. Vermutlich merben auch bie

Soften ber fpäteren Stachldjßu, na^bem in ben erften
7 fahren alle SBaffermeffer burchgeprüft unb gerichtet
mürben, meniger grofj fein als bei ber erftmaligen Durch*
führung. ©S ift fogar ausunehmeu, bafe, menu bie amt=
iidhe ©idhpflidht ber SBaffermeffer oon ben eibg. Stäten
aufgehoben merben follte, manche ftäbtifche ©idjftätte
meiter fortbeftehen bliebe, ©in allgemeines Urteil über
bie SmecEmäfjigEeit ber amtlichen ©i^pflicht mirb man
Eaum abgeben Eönnen. Die Seantmortung btefer grage
ift abhängig oon ben örtlichen 33erhättntffen, unb biefe
mechfeln oon ©tabt s« @tabt, oon ©emeinbe su ©0-
meinbe. ©icher bleibt, öaf oiele SBaffermeffer in länb*
ti^en SBafferoerforgungen bebenElich oernachtäffigt unb
Sehn unb mehr 3cth« nidht mehr nachgefehen mürben.
Den ©(haben hatte bie SBafferoerforgung ; für folche
Sßerhültniffe lohnt ftdj smoifotaohne bte in regelmäßigen
3eitabfchnitten oorgefchrtebene StaftanbfieHung unb Stach*
eidhung.

Uolktvirttdbaft.
Der SSerbonb fslmeijerifdhcr IrbeitSSmter ift unter

bem SSorfih feines Bräfibenten, Dberri^ter Sang, in
Swgano su feiner achten SSerbanbSoerfammlung ju=
fammengetreten. Der ©i|ung rcohnten SSerireter oon
fantanalen unb ftäbtifd^en SSehörben bei. Stach ©rlebi*
gung ber SBerbanbSgefchäfte hielt Ingenieur 3- ©heneoal,
©hef ber ©eEtion für SlrbeitSnachmetS beS eibgenöffifdhen
IrbeitSamteS, ein Steferat über bie SJtajpahmen ber Ér*
beitSämter gegen bie berupdhe überfrembung unb bie

ßufammenarbeit mit ben SBerufSoerbänben, 3" ber Dis*
Euffion berichtete DireEtor Sßfifter oom eibgenöffifdhen
SlrbeitSamt über bie grage ber Aufhebung ber ©inretfe*
oifa unb bie hierüber an ber Conferens ber Eantonalen
SßoliseibireEtoren in greiburg gepflogenen Söerhanblungen.
Der SSorftanb beS SterbanbeS ift beauftragt morben,
bem eibgenöffifdhen IrbeitSamt Vorfc|läge barüber s«
unterbreiten, mie bie ÄontroHe ber ÉuSlânber für ben
3aß ber Aufhebung ber ©tereifeoifa bur^geffihït mer*
ben Eann.

©j|meiseeif!| * öetttfd|e SBirtf^aftêoerhanblungen.
3m Irt. 3 beS fdhmetserifch beutfehen IbEommenS oom
17. Stooember 1924 über bie ©tnfuhrbefdhränEungen mirb
beftimmt : „3oßerhöhungeit be§ einen DeilS, bie nadh ber
Untersei^nung biefeS SßrotoEoßS erlaffen merben, unb bte

geeignet pnb, bem anbeten Deil gegenüber einfuhrhinbernb
SU mirEen, finb auf beffen SBunfdj sum ©egenftanb oon
Sefprechungen gu madhen. Karat babei eine ©tnigung
über bie 3oöerhöhungen nicht ersielt merben, fo ift ber
anbete Dell unter SSeoba^tung einer einmonatigen Kfin*
bigungSfrift sum Stüdtritt oon biefer Sßeretabarung be*

fugt." DieSBtrEung biefer SSeftimmung ift, mie
eine offtgieHe SJtitteitang befannt gibt, burch baS fc|mei*
Sertf(h*beutf^e 3«fa|protoEoE oom 8. September 1925
nebfi anbeten Veftimmungen bei eingangs .ermähnten
SlbEommenS bis sum 31. Desember 1925 0erlän*
g er t morben. Da am erften biefeS SRonatS bie oom
beutfd|ett fEeidhStag oorgenommenen fiar!en3öit*
erhöhungen in Straft getreten finb unb biefe na^ Sin*
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Demarche von deren Organisation, eben dem Schweiz.
Verein von Gas- und Wasserfachmännern, in engster
Fühlung mit den Behörden einzelner Städte, insbeson-
dere Lausannes, erfolgte. Er hat deshalb vor allen
Dingen die Erledigung des Postulats Maillefer abge-
wartet, trotzdem dies zu seinem Bedauern lediglich Er-
leichterung der den Gemeinden auferlegten Lasten wünschte,
statt in klaren Worten auf eine Abschaffung der Eich-
»flicht durch Revision des zitierten Gesetzes zu dringen.
Der Städteverband konnte eine zuwartende Haltung um
so eher einnehmen, als neben dem Postulat Maillefer
eine Eingabe der Werkleiterversammlung vom 29. April
1922 in Basel das Postulat Maillefer gewissermaßen
präzifierte durch ein Gesuch um Änderung oder langjäh-
rige Sistierung der betreffenden gesetzlichen Bestimmun-
gen. Nachdem leider auch dieser Schritt unter dem Hin-
weis auf die Ausdehnung der Nacheichungsdauer in einer
Zuschrift des Bundesrates an den Verein von Gas- und
Wasserfachmännern mit dem Postulat Maillefer als er-
ledigt bezeichnet wurde, hat der Städteverband den
Moment für gekommen erachtet, durch ihre
Vermittlung an die Eidgen. Räte zu gelan-
gen mit dem Gesuch um eine Gesetzesrevision
im Sinne der vorstehenden Ausführungen.

Wir brauchen Ihnen nicht darzutun, wie dringend
für uns immer noch das Gebot strengster Sparmaßnah-
men ist, und wie sehr es den Stadtverwaltungen wider-
strebt, dasselbe außer Acht zu lassen für eine Maßnahme
von ganz illusorischem Werte, als welche wir auf Grund
des Urteils von Fachleuten die Eichung von Wasser-
messern bezeichnen müssen. Weder die Werke selbst, noch
die Wasserbezüger wünschen die Eichung der Meßappa-
rate, welche beim Wasser keineswegs den Zweck haben,
einen Verkauf von Wasser nach Maß zu ermöglichen,
sondern welche lediglich groben Mißbräuchen in der Be-
nützung der verfügbaren Wassermengen steuern sollen.
Daß eine solche Kontrolle weiter bestehen sollte, liegt
auf der Hand. Wir verweisen diesbezüglich auf die
Schritte der Vereinigung kantonaler Brandversicherungs-
Anstalten, welche eine Abschaffung der Wassermesser aus
diesem Grunde nicht gerne sehen würde. Trotzdem
müßten manche Stadtverwaltungen dazu ge-
langen, auf die Kontrolle zu verzichten und
die Wassermesser aus ihren Anlagen entser-
nen, wenn die Forderung der Eichung auf-
recht erhalten bleiben sollte. Im übrigen mäch-
ten wir auf die Aufzählung aller technischen und sinan-
ziellen Gründe, die eine Eichpflicht der Wassermesser
unrationell erscheinen lassen, verzichten. Dieselben sind
ihnen von den Fachleuten der städtischen Werke schon
in erschöpfender Weise und bei immer wiederkehrenden
Gelegenheiten dargetan worden. —

Wir bitten Sie, hochgeehrter Herr Bundespräsident,
hochgeehrte Herren Bundesräte, mit dem Vorschlage einer
Gesetzesreviston im Sinne obiger Ausführungen an die
Gidgen. Räte heranzutreten, und zeichnen

Unterschristen."

Das Postulat Maillefer ist bis heute nicht behandelt
worden, also sind Gesetz und Vollziehungsverordnung
vorläufig in Kraft, über die Nützlichkeit der obligato-
nschen Eichpflicht kann man in guten Treuen verschie-
dener Ansicht sà. Wenn man Wasser auf Maß (Kubik-
weter) verkauft oder wenigstens sogenannter llbermesser
verrechnet, hat ein Abonnent das

'

Recht, eine richtig ge-
hende Meßvorrichtung zu verlangen. Hier darf nochmals
varans hingewiesen werden, daß die Wassermefser selten
iv viel zeigen, sondern gegenteils mit den Jahren immer
ungenauer laufen, womit nur das Wasserwerk im Nach-

dagegen der Wafferkäufer im Vorteil ist. Ferner

ist allgemein zu sagen, daß eine Wafferuhr nach sieben-
jährigem Gebrauch an und für sich nachgesehen und nach-
geprüft werden sollte. Manche Wasserwerke taten dies
innert bedeutend kürzeren Fristen, bevor die amtliche
Eichung durch die neue Verordnung vorgeschrieben war.
Diese Werke werden darin ihren Vorteil gefunden haben.
Für Wasserversorgungen, die über genügend Quellwasser
verfügen, mag die amtlich vorgeschriebene Nacheichung
weniger vorteilhaft sein als für solche, die ganz oder
zum größten Teil künstlich gehobenes Waffer (Grund-
wasser, Seewaffer) abgeben. Vermutlich werden auch die
Kosten der späteren Nachschau, nachdem in den ersten
7 Jahren alle Wassermesser durchgeprüft und gerichtet
wurden, weniger groß sein als bei der erstmaligen Durch-
führung. Es ist sogar anzunehmen, daß, wenn die amt-
liche Eichpflicht der Wassermesser von den eidg. Räten
aufgehoben werden sollte, manche städtische Eichstäite
weiter fortbestehen bliebe. Ein allgemeines Urteil über
die Zweckmäßigkeit der amtlichen Eichpflicht wird man
kaum abgeben können. Die Beantwortung dieser Frage
ist abhängig von den örtlichen Verhältnissen, und diese
wechseln von Stadt zu Stadt, von Gemeinde zu Ge-
meinde. Sicher bleibt, daß viele Wassermesser in länd-
lichen Wasserversorgungen bedenklich vernachlässigt und
zehn und mehr Jahre nicht mehr nachgesehen wurden.
Den Schaden hatte die Wasserversorgung; für solche
Verhältnisse lohnt sich zweifelsohne die in regelmäßigen
Zeitabschnitten vorgeschriebene Jnstandstellung und Nach-
eichung.

Der Verband schweizerischer Arbeitsämter ist unter
dem Vorsitz seines Präsidenten, Oberrichter Lang, in
Lugano zu seiner achten Verbandsoersammlung zu-
sammengetretm. Der Sitzung wohnten Vertreter von
kantonalen und städtischen Behörden bei. Nach Erledi-
gung der Verbandsgeschäfte hielt Ingenieur I. Chsneval,
Chef der Sektion für Arbeitsnachweis des eidgenössischen
Arbeitsamtes, ein Referat über die Maßnahmen der Ar-
beitsämter gegen die berufliche Überfremdung und die
Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden. In der Dis-
kussion berichtete Direktor H. Pf ist er vom eidgenössischen
Arbeitsamt über die Frage der Aufhebung der Einreise-
visa und die hierübe« an der Konferenz der kantonalen
Polizeidirektoren in Freiburg gepflogenen Verhandlungen.
Der Vorstand des Verbandes ist beauftragt worden,
dem eidgenössischen Arbeitsamt Vorschläge darüber zu
unterbreiten, wie die Kontrolle der Ausländer für den

Fall der Aufhebung der Einreisevisa durchgeführt wer-
den kann.

Schweizerisch - deutsche Wêrtschsstsverhtmdlungm.
Im Art. 3 des schweizerisch deutschen Abkommens vom
17. November 1924 über die Einfuhrbeschränkungen wird
bestimmt: „Zollerhöhungen des einen Teils, die nach der
Unterzeichnung dieses Protokolls erlassen werden, und die

geeignet sind, dem anderen Teil gegenüber einfuhrhindernd
zu wirken, sind auf dessen Wunsch zum Gegenstand von
Besprechungen zu machen. Kann dabei eine Einigung
über die Zollerhöhungen nicht erzielt werden, so ist der
andere Teil unter Beobachtung einer einmonatigen Kün-
digungsfrist zum Rücktritt von dieser Vereinbarung be-

fugt." Die Wirkung dieser Bestimmung ist, wie
eine offizielle Mitteilung bekannt gibt, durch das schwei-
zerisch-deutsche Zusatzprotokoll vom 8. September 1925
nebst anderen Bestimmungen des eingangs.erwähnten
Abkommens bis zum 31. Dezember 1925 vertan-
gert worden. Da am ersten dieses Monats die vom
deutschen Reichstag vorgenommenen starken Zoll-
erhöhüngen in Kraft getreten sind und diese »ach An-
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